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Bericht der Bundesregierung 

über die Art, den Umfang und den Erfolg der von ihr oder 
den Länderregierungen vorgenommenen Beanstandungen 
betreffend die Anwendung des Artikels 119 des EWG- 

Vertrages 

— Drucksache V/1177 Teil B — 


Entsprechend dem der Bundesregierung mit Be- 
schluß des Bundestages vom 8. Dezember 1966 er- 
teilten Auftrag, alle zwei Jahre über die Art, den 
Umfang und den Erfolg der von ihr oder den Länder- 
regierungen vorgenommenen Beanstandungen be- 
treffend die Anwendung von Artikel 119 des EWG- 
Vertrages zu berichten, wird im Einvernehmen mit 
den Länderregierungen folgendes mitgeteilt: 

Die Überprüfung der der Bundesregierung sowie 
den Länderregierungen zur Registrierung vorgeleg- 
ten Tarifverträge auf ihre Übereinstimmung mit 
Artikel 3 GG hat ergeben, daß es heute nur noch 
in einigen wenigen Bereichen der ledererzeugenden 
Industrie (in denen etwa 25 °/o der 20 000 bis 25 000 
in diesem Wirtschaftszweig insgesamt Beschäftigten 
tätig sind) Tarifverträge gibt, in denen der Lohn- 
gleichheitsgrundsatz noch nicht verwirklicht ist. Die 
Bundesregierung hat aus diesem Grunde mit den 
entsprechenden Verbänden Fühlung aufgenommen 
und in Erfahrung bringen können, daß auch hier 
an der Lösung des Problems gearbeitet wird. Zur 
Allgemeinverbindlicherklärung ist keiner dieser 
Tarifverträge vorgelegt worden. 

Was die Frage tarifvertraglicher „Tätigkeitsmerk- 
male und -beschreibungen, die zu ungleichem Ent- 
gelt für Männer und Frauen führen", betrifft, so ver- 
tritt der Deutsche Gewerkschaftsbund bekanntlich 
die Auffassung, daß die Tätigkeitsmerkmale der 
sogenannten Leichtlohngruppen dazugehörten und 
darin eine Diskriminierung im Sinne des Arti- 
kels 3 GG läge. In den Tarifverträgen folgender 
Wirtschaftszweige bestehen z. Z. noch solche „Leicht- 
lohngruppen": 

Chemische Industrie, 

Metallverarbeitende Industrie, 

Säge-Industrie, 

Holzverarbeitende Industrie, 
Papierverarbeitende und -erzeugende Industrie, 
Feinkeramische Industrie, 

Graphisches Gewerbe, 

Kunststoffverarbeitende Industrie, 
Nährmittelindustrie, 

Obst- und Gemüse verarbeitende Industrie, 
Süßwaren-Industrie. 


Darüber, ob mit der Bildung von Leichtlohngruppen 
die Frauen im Lohn diskriminiert oder ob auf diese 
Weise nur nach Anforderungen verschiedene Tätig- 
keiten sachlich zutreffend unterschiedlich gewertet 
werden, ist eine allgemeine und abschließende Aus- 
sage kaum möglich. Im übrigen hat der Deutsche 
Gewerkschaftsbund anerkannt, daß auch in dieser 
Frage in den letzten Jahren Fortschritte erzielt wor- 
den sind. So hat er in einer Stellungnahme zu dem 
letzten der alle zwei Jahre von der Bundesregie- 
rung an die Internationale Arbeitsorganisation zu 
erstellenden Berichte über das Übereinkommen 
Nr. 100 betreffend die Gleichheit des Entgelts männ- 
licher und weiblicher Arbeitnehmer für gleichwertige 
Arbeiten folgendes ausgeführt: 

,Um die Beseitigung der „Leichtlohngruppen" zu 
erreichen, vereinbarte die IG Metall mit den 
Arbeitgeberverbänden einiger Tarifbereiche 
neben den Lohngruppen Verfahren der analyti- 
schen Arbeitsbewertung. Diese beseitigen zwar 
nicht die vorhandenen „Leichtlohngruppen". Die 
Anwendung ihrer Verfahrensvorschriften er- 
möglicht aber die Abschaffung einer diskrimi- 
nierenden Behandlung irgendwelcher Personen- 
gruppen und eine Anhebung der augenblick- 
lichen Bezahlung der weiblichen Arbeitnehmer. 
In der papiererzeugenden Industrie wurden die 
vorhandenen „Leichtlohngruppen" in drei Etap- 
pen bis zum 1. Januar 1968 auf 100 °/o des tarif- 
lichen Stundenlohnes eines Hilfsarbeiters ange- 
hoben. 

In der chemischen Industrie sollen sich auf 
Grund von Beratungen einer technischen Kom- 
mision über Fragen der Lohngruppen Verände- 
rungen in der Frage der vorhandenen Leicht- 
lohngruppen ergeben. 

Ähnlich wie für die Metallindustrie liegen auch 
für Zweige der Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie, in denen ebenso noch „Leichtlohn- 
gruppen" bestehen, Pläne und Richtlinien der 
Gewerkschaft Nahrung-Genuß-Gaststätten über 
eine Änderung bzw. Neuabgrenzung des augen- 
blicklich praktizierten Lohngruppenaufbaus vor. 
Sie haben das Ziel, durch Vereinbarung neuer 
Bewertungsmerkmale und Anforderungsarten 
in den Lohngruppen nicht nur formell, sondern 
auch in der Praxis eine gleiche Entlohnung der 
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weiblichen Arbeitnehmer bei gleichwertigen 
Arbeiten zu erreichen.' 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht über 
die Situation der Frauen in Beruf, Familie und Ge- 
sellschaft (Frauenenquete) zur Frage der „Leicht- 
lohngruppen" eingehend Stellung genommen. (Ver- 
gleiche S. 82 ff. dieses Berichts — „Gleichstellung in 
den Tarifverträgen".) Sie hat dabei insbesondere auf 
die Marktabhängigkeit des Lohnes, den Mangel an 
wirklich, d. h. nicht nur scheinbar, objektiven Krite- 
rien für die Lohnbestimmung — auch bei Anwen- 
dung der sogenannten analytischen Arbeitsbewer- 
tung — und die Lohnunterschiede hingewiesen, die 
auch von Wirtschaftszweig zu Wirtschaftszweig und 
Betrieb zu Betrieb bestehen. Daraus sei allerdings 
nicht zu schließen, daß dem Problem des Frauen- 
lohnes nicht auch weiterhin besondere Aufmerksam- 
keit zuzuwenden sei. 

Die Bundesregierung ist deshalb auch grundsätz- 
lich bereit, dem Wunsch des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes zu folgen, eine im Jahre 1956 gebil- 
dete Studienkommission wieder einzuberufen. Diese 
Kommission war seinerzeit aus Anlaß der Ratifizie- 
rung des Übereinkommens Nr. 100 gebildet worden. 
Es sollte ihre Aufgabe sein, in Zusammenarbeit mit 


den für die tarifvertragliche Lohngestaltung verant- 
wortlichen Organisationen Untersuchungen des Wer- 
tes der Frauenarbeiten und ihres Verhältnisses zu 
dem der Männerarbeiten vorzunehmen und Erkennt- 
nisse zu erarbeiten, die dann jeweils den Tarifver- 
tragsparteien übermittelt und als Material und An- 
regung für die Tarifverhandlungen dienen sollten. 
Es handelte sich um eine Initiative der Bundesregie- 
rung besonderer Art, bei der von vornherein Klar- 
heit darüber bestand, daß nur bei bereitwilliger Mit- 
wirkung der Sozialpartner, und zwar nicht nur der 
Spitzenorganisationen, sondern auch der einzelnen 
betroffenen Tarifvertragsparteien, sinnvolle Arbeit 
geleistet werden konnte; die Mitwirkung konnte 
die Bundesregierung nicht erzwingen. Nach Auf- 
nahme der Arbeiten zeigte sich, daß es gerade bei 
einer Reihe der wichtigsten Verbände an einer hin- 
reichenden Mitwirkensbereitschaft fehlte. Eine Fort- 
setzung der Arbeiten versprach unter diesen Um- 
ständen keinen lohnenden Erfolg mehr. Zugleich 
ließ die tarifliche Entwicklung gewisse Anzeichen 
dafür erkennen, daß die Tarifparteien auch ohne die 
Kommission die Frage mehr und mehr einer Lösung 
zuführen würden. Vor einer jetzigen Wiederauf- 
nahme der Arbeit ist eine möglichst genaue Vor- 
klärung beabsichtigt, mit der einem dem damaligen 
ähnlichen Verlauf vorgebeugt werden soll. 
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